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Tages in einer Informations-
stelle zum Endlager informie-
ren wollte, wurde er dort von 
einem Mitarbeiter herumge-
führt. Vor einem Foto, auf 
dem Atomkraftgegner in 
Brokdorf zu sehen waren, 
hielten sie inne und der Mitar-
beiter erklärte: „Die hat man 
auch alle vergessen zu verga-
sen.“ Der Pastor war entsetzt 
über diese Äußerung. Später 
entwickelte er eine zuneh-
mend kritische Einstellung 
gegenüber den Plänen der 
Bunderegierung. Daß man den 
Widerstand von offizieller 
Seite immer wieder versuchte 
in eine kriminelle Ecke zu 
drängen, davon können viele 
Bürger im Wendland ein Lied 
singen. Ihr Vertrauen in Po-
litiker hat Marianne Fritzen 
durch den Jahrzehnte währen-
den Konflikt rund um das 
vorgebliche Erkundungsberg-
werk in Gorleben verloren.

hib – heute im bundestag Nrn. 38 
und 39 v. 27. und 28.01.2011.
MdB Dorothèe Menzner, Die 
Linke, Newsletter PUA Gorleben
vom 28.01.2011. 

Atommüll

„Lockgesang“
Bundesumweltminister Rött-
gen hat jetzt auf einer CDU-
Klausurtagung in Walsrode 
angekündigt, daß die „Sicher-
heitsprüfung“ für ein Endlager 
im Salzstock Gorleben schon 
in weniger als zwei Jahren be-
endet sein könnte. Die „Ex-
perten“ dafür hat er ausge-
sucht: Gutachter, die seit vie-
len Jahren Gorleben als End-
lager befürworten. Vorher 
hatte der Minister im Dialog 
mit der Atomindustrie eine 
ganze Reihe von Entschei-
dungen getroffen. Die Versu-
che der betroffenen Bevölke-
rung, mit Herrn Röttgen ins 
Gespräch zu kommen, hat er 
dagegen ausgeschlagen, erklä-
ren die Bäuerliche Notge-
meinschaft und die Bürgerini-
tiative Umweltschutz Lü-
chow-Dannenberg. Der Mini-
ster hat entschieden, daß die 

Menge des hochradioaktiven 
Atommülls noch einmal um 
mindestens ein Drittel erhöht 
werden darf. Er hat entschie-
den, daß für es die Endlage-
rung dieses Mülls keine neue 
Standortsuche gibt. Er hat ent-
schieden, allein den Salzstock 
in Gorleben zu untersuchen –
alternativlos. Und daß er für 
diese Arbeiten auf alte juristi-
sche Grundlagen zurückgreift. 
Die Bäuerliche Notgemein-
schaft ist davon überzeugt, 
daß der Jurist Röttgen wußte 
weshalb: Mit dem uralten 
Rahmenbetriebsplan kann er 
die Mitspracherechte der be-
troffenen Bevölkerung aushe-
beln, die heutigen Rechtsvor-
schriften hätten dies nicht 
mehr zugelassen.

Für den Februar hat Röttgen
seinen neuerlichen Besuch in 
Lüchow-Dannenberg ange-
kündigt. Und am vorletzten
Wochenende des Monats Ja-
nuar nun sagte Röttgen, die 
Bevölkerung des Kreises Lü-
chow-Dannenberg solle über 
die Fragestellungen der Unter-
suchungen „mitentscheiden“
dürfen. Die Bäuerliche Not-
gemeinschaft hält dieses An-
gebot für eine Leimrute. Sie 
ist davon überzeugt, daß der 
Jurist Röttgen genau weiß, 
was er tut: Eine Dialog-Insze-
nierung solle seine atompo-
litischen Entscheidungen 
nachträglich legitimieren. 

Uranbergbau-Altlasten

Die Wismut-
Sanierung 
dauert minde-
stens noch 30 
Jahre
Entgegen ursprünglichen Plä-
nen wird die Altlastensanie-
rung des einstigen Uranberg-
baus in Sachsen und Thürin-
gen offenbar noch mindestens 
bis zum Jahr 2040 andauern. 
Die Mammutaufgabe werde 
weder 2015 noch 2020 abge-

schlossen sein, erklärte der 
technische Geschäftsführer 
der Wismut GmbH, Stefan 
Mann, gegenüber der Freien 
Presse.

Bisher ist die Altlastensanie-
rung erst zu etwa 80 Prozent 
abgeschlossen. Dabei sind in 
das Sanierungsprojekt der 
bundeseigenen Wismut GmbH
bisher bereits 5,4 Milliarden 
Euro investiert worden. Das 
hatte Unternehmenssprecher
Frank Wolf am 23. Dezember 
2010 erklärt. Allein im Jahr
2010 habe das Unternehmen 
145 Millionen Euro verbaut. 
In die Wismut-Sanierung 
wollte der Bund bisher insge-
samt 6,4 Milliarden Euro in-
vestieren, was nicht bis 2040 
reichen wird.

Am weitesten vorangeschrit-
ten seien die Arbeiten unter 
Tage. Als Sorgenkind be-
zeichnete Wolf den sächsi-
schen Altstandort Königstein, 
wo die Endphase der Gruben-
flutung noch bevorstehe. Die 
sensible natürliche Umgebung

Der Stand von Wissenschaft 
und Technik in der Entwick-
lung hochdichter Brennstoffe 
für den Einsatz in Hochlei-
stungsforschungsreaktoren 
werde jährlich in den beiden 
Konferenz-Serien Research 
Reactor Fuel Management 
(RRFM) und Reduced En-
richment for Research and 
Test Reactors (RERTR) erör-
tert und die Bundesregierung 
zweifle auch nicht an der Se-
riosität solcher Forschungsar-

beiten. Das versichert die 
Bundesregierung in ihrer 
Antwort (Bundestagsdrucksa-
che 17/4347 vom 28.12.2010) 
auf eine Kleine Anfrage der 
Fraktion Die Linke. Demge-
mäß werde erwartet, daß bis
2016 die Qualifikation hoch-
dichter Brennstoffe mittlerer 
Anreicherung für den Einsatz 
in Hochleistungsforschungs-
reaktoren abgeschlossen ist. 
Nach Qualifikation dieses 
Brennstoffes seien dann noch

Atomforschung

Der Forschungsreaktor der 
TU München soll noch 
mindestens bis 2018 mit 
atomwaffenfähigem Uran 
betrieben werden
Die Bemühungen zur Umstellung auf mittel ange-
reichertes Uran seien trotzdem seriös, meint die 
Bundesregierung.

und ein dauerhafter Grund-
wasserschutz machten dort 
besondere Vorkehrungen er-
forderlich. Zudem habe nach 
den hohen Niederschlägen an 
allen Standorten deutlich mehr 
kontaminiertes Wasser gerei-
nigt werden müssen.

Für 2011 hat das Sanierungs-
unternehmen nach eigenen 
Angaben einen Etat von 139 
Millionen Euro zur Verfü-
gung. Für fünf Millionen Euro 
soll die Anlage zur Wasserrei-
nigung im thüringischen Ron-
neburg erweitert werden. Ein 
weiterer Schwerpunkt sei die 
Sanierung der Schlammteiche 
unter anderem in Culmitzsch.

Von 1946 bis 1990 wurde in 
Ostthüringen und Sachsen 
Uran für die sowjetische Rü-
stungs- und Atomindustrie er-
kundet und gefördert. Dabei 
entwickelte sich die DDR zum 
weltweit drittgrößten Produ-
zenten von Uranerz. Der Ab-
bau erfolgte ohne Rücksicht 
auf Mensch und Umwelt. 


